
 

1 | 2 

 
       
 
 
 
 
 
 
      Bundesamt für Sozialversicherungen 
      Geschäftsfeld AHV, BV und EL 
      Effingerstrasse 20 
      3003 Bern 

 

      Bern, 23. September 2015 

 

Vernehmlassung Ausgleichsfondsgesetz 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Anfang Juni 2015 wurden die Kantone, die politischen Parteien und verschiedene 
Organisationen eingeladen, sich zum Vorentwurf eines Ausgleichsfondsgesetzes zu 
äussern. Obwohl AGILE.CH nicht direkt zur Vernehmlassung eingeladen wurde, 
erlauben wir uns, als Dachverband der Organisationen von Menschen mit 
Behinderungen und als Mitglied der eidgenössischen AHV/IV-Kommission kurz zur 
Vorlage zu äussern. 

Seit 2011 operieren die drei Fonds der AHV, der IV und der EO eigenständig; sie 
werden jedoch weiterhin gemeinsam verwaltet. Mit dem in Vernehmlassung stehenden 
Fondsgesetz sollen sie nun ein eigenes Rechtskleid  erhalten. Diesem Ziel stimmt 
AGILE.CH zu . Wir bedauern es allerdings, dass sich das zuständige Bundesamt für den 
englischen Namen «compenswiss» entschieden hat, hätten wir doch unsererseits einer 
Bezeichnung in einer der Landessprachen den Vorzug geben. 

Im Gesetzesentwurf findet sich überraschenderweise auch ein Vorschlag zur Regelung 
der Schuldenrückzahlung der IV gegenüber der AHV nach Ablaufen der 
Zusatzfinanzierung, also nach 2017. Grundsätzlich begrüssen wir das vorgeschlagene 
Vorgehen zur Schuldenrückzahlung. Wir beantragen Ihnen jedoch, dass der Bund auch 
nach 2017, also wie heute, die Zinsen für die dannzumal noch bestehenden Schulden 
übernimmt. Unseres Erachtens hat es der Bund während mehr als zehn Jahren – ab 
Mitte der 1990er Jahre und bis 2005 – verpasst, dem Parlament trotz stetig steigender 
Verschuldung der IV die nötigen Gegenmassnahmen vorzuschlagen. Die Last der 
Schuldentilgung inklusive der Zinsen nun allein den Versicherten aufzubürden, ist in 
unseren Augen nicht gerechtfertigt. Dies umso mehr, als die IV-Leistungsbeziehenden in 
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den vergangenen Jahren mit markanten Leistungseinbussen einen substanziellen 
Beitrag zum Abbau der IV-Schulden geleistet haben und das auch weiterhin tun werden. 

Sollte unserem Anliegen auf Übernahme der Zinsen auf den IV-Schulden durch den 
Bund nicht Rechnung getragen werden, ersuchen wir Sie darum, die Höhe der  Zinsen 
auf den Schulden ab 2018 im Fondsgesetz festzulegen . Angesichts der 
voraussichtlichen Schuldenrückzahlung bis 2028, also innerhalb von 10 Jahren, könnte 
die Referenzgrösse für die Zinsfestsetzung die Rendite von 10-jährigen Bundesanleihen 
sein. Eine entsprechende Regelung wäre in einen neuen Artikel 24 Absatz 3 
aufzunehmen. 

 

Für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen bedanken wir uns bestens. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

Stephan Hüsler    Suzanne Auer  

Präsident     Zentralsekretärin 











































 

Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld AHV, Berufliche Vorsorge und Ergänzungsleis-
tungen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 
 
 
Bern, 24.8.2015 
 
 
 
Vernehmlassung Ausgleichsfondsgesetz 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Rundschreiben vom 5.6.2015 haben Sie uns den Entwurf für ein neues 
Ausgleichsfondsgesetz im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens zuge-
stellt. Integration Handicap nimmt als Dachverband der Behindertenorganisa-
tionen gerne wie folgt Stellung: 
 
Allgemeine Bemerkungen: 
Mit dem vorgesehenen Gesetz soll eine im Handelsregister eingetragene 
öffentlich-rechtliche Anstalt errichtet werden, welche die Ausgleichsfonds der 
AHV, IV und EO verwaltet. Dieses Ziel kann Integration Handicap grundsätz-
lich unterstützen. Auch die allgemeinen Bestimmungen zur Vermögensver-
waltung und zur Organisation der neuen Anstalt werden unterstützt. Den für 
die Anstalt vorgesehenen Namen „Compenswiss“ erachten wir allerdings als 
nicht sehr überzeugend und regen an, Alternativen ohne Anglizismen zu prü-
fen. 
 
Haftung (Art. 5): 
In Art. 5 des Gesetzesentwurfs wird festgehalten, dass die neue Anstalt für 
Verbindlichkeiten mit „ihrem Gesamtvermögen“ haftet. Aus den Erläuterun-
gen geht demgegenüber hervor, dass sich die Haftung auf die „Gesamtheit 
der Aktiven der drei Ausgleichsfonds“ sowie ein allfälliges Betriebskapital der 
Anstalt beschränkt. Da die Vermögen der drei Ausgleichsfonds nicht als 

 
 



   

Vermögen der Anstalt gelten können, sondern dieser nur zur Verwaltung 
überlassen werden, erweist sich die Formulierung von Art. 5 als unpräzis. Wir 
beantragen deshalb folgende Formulierung: 
 
„Die Anstalt haftet für Verbindlichkeiten mit den Aktiven der drei Ausgleichs-
fonds sowie ihrem Betriebskapital“. 
 
Schulden des IV-Ausgleichsfonds gegenüber dem AHV-Ausgleichs-
fonds (Schlussbestimmungen / Art. 24 Abs. 1): 
Integration Handicap unterstützt die vorgeschlagene Regelung zur sukzessi-
ven Rückzahlung der IV-Schulden an den AHV-Ausgleichsfonds. Art. 24  
Abs. 1 entspricht der Fassung, die dem Parlament bereits im Rahmen des 
zweiten Massnahmenpakets zur 6. IVG-Revision unterbreitet worden war 
und von beiden Räten deutlich unterstützt worden ist. Die raschestmögliche 
Verankerung einer klaren Regelung zur Schuldenrückerstattung über die Zeit 
der Zusatzfinanzierung hinaus schafft das nötige Vertrauen in die Schulden-
sanierung der IV, ohne die Liquidität der IV in Frage zu stellen. 
 
Übernahme der Schuldzinsen der IV (Schlussbestimmungen / Art. 24 
Abs. 2): 
Im vorgeschlagenen Art. 24 Abs. 2 wird festgehalten, dass der Bund die 
Schuldzinsen der IV an die AHV (entsprechend dem heute noch gültigen 
Bundesgesetz über die Sanierung der IV) bis Ende 2017 zu übernehmen hat, 
ab 2018 dann aber nicht mehr. Integration Handicap ist demgegenüber der 
Auffassung, dass der Bund die Schuldzinsen bis zur definitiven Tilgung der 
IV-Schuld übernehmen soll. Gemäss Hochrechnungen des BSV dauert dies 
bis ca. 2028, wobei sich der Betrag von Jahr zu Jahr reduzieren wird. Für die 
Schuldzinszahlung durch den Bund spricht, dass er eine wesentliche Mitver-
antwortung dafür trägt, dass die IV als eidgenössische Versicherung wäh-
rend Jahren derart in Schieflage geraten ist. Die gebotenen Gegenmass-
nahmen sind nicht rechtzeitig geplant und in den politischen Prozess einge-
speist worden. Es widerspricht dem Gerechtigkeitsempfinden, wenn in erster 
Linie die behinderten Versicherten mit reduzierten Leistungen die Last der 
Schuldensanierung tragen müssen. 
 
Es trifft zwar zu, dass der ordentliche Bundesbeitrag an die IV, nachdem er in 
den Jahren 2012 und 2013 gesunken ist, seit 2014 wieder steigt, indem er  
der abdiskontierten Veränderungsrate der Mehrwertsteuereinnahmen ange-
passt wird. In absoluten Zahlen hat sich der Bundesbeitrag dadurch aber seit 

  



   

2011 praktisch kaum erhöht, sodass sich einzig durch die Übernahme der 
Schuldzinsen ein substantieller Beitrag mit spürbarer Mehrbelastung ergeben 
hat. Es ist zumutbar, dass der Bund diese Schuldzinsen bis zur endgültigen 
Tilgung der Schuld weiter übernimmt. Der Zinssatz ist dabei auf einer markt-
üblichen Höhe festzulegen. Dabei könnte von der Rendite von 10-jährigen 
Bundesanleihen ausgegangen werden. Die aktualisierten Finanzperspektiven 
der IV zeigen, dass die Schulden bis 2028 getilgt sein werden. Betrachtet 
man die Schulden aus der Sicht der AHV, können sie als Anleihe des Alters-
werks an den Bund verstanden werden. Entsprechend könnte der Zins als 
Renditeerwartung einer in casu 11jährigen Bundesanleihe festgelegt werden. 
Unser Antrag zu Art. 24 Abs. 2 lautet deshalb wie folgt: 
 
„In Abweichung von Artikel 78 IVG übernimmt der Bund bis zur vollständigen 
Entschuldung der IV den jährlichen Zinsaufwand auf dem IV-Verlustvortrag. 
Die Höhe des Zinssatzes entspricht der am 31. Dezember 2017 festgestell-
ten Rendite auf 10-jährigen Bundesanleihen."  
  
Sollte dem Antrag auf Übernahme des Zinsaufwandes durch den Bund nach 
2017 nicht stattgegeben werden, stellen wir den Antrag, in einem neuen Ab-
satz 3 zu Art. 24 die Höhe des Zinses wie beschrieben als Renditeerwartung 
von 10-jährigen Bundesanleihen zum Zeitpunkt 31. Dezember 2017 festzule-
gen.  
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
INTEGRATION HANDICAP 
 
 
 
Julien Jaeckle, Geschäftsleiter 

  



KONFERENZ DER KANTONALEN 
AUSGLEICHSKASSEN   

 
Genfergasse 10, 3011 Bern 
Tel. 031 310 08 99 

marie-pierre.cardinaux@ahvch.ch 

IV-STELLEN-KONFERENZ 

 
 
Landenbergstrasse 39 
6005 Luzern 
Tel. 041 369 08 08  
Fax 041 369 08 10 
E-Mail: info@ivsk.ch 

SCHWEIZERISCHE VEREINIGUNG DER 
VERBANDSAUSGLEICHSKASSEN   

 
p.A. Ausgleichskasse Arbeitgeber Basel 
Viaduktstrasse 42, 4002 Basel 
Tel.061 285 22 31  
Fax 061 285 22 33 
E-Mail: stefan.abrecht@ak40.ch 

  
Bern/Luzern/Basel,  16. September 2015 

   
Bundesamt für Sozialversicherungen 
BSV 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 

 
 
 

Vernehmlassung zum Ausgleichsfondsgesetz  

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken für die Möglichkeit zur Vernehmlassung.  
 
In einem ersten Schritt machen wir einige grundlegende Gedanken und nehmen dann konkret 
Position zu einzelnen Elementen.  
 
 
1 Wichtige Vorlage verdient Unterstützung   
 
Die drei Fachverbände (die IV-Stellen-Konferenz, die Vereinigung der 
Verbandsausgleichskassen und die Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen) bilden die 
Fachverbände der Ausgleichskassen und IV-Stellen. Sie nehmen aus Sicht der Durchführung 
Stellung zu aktuellen Fragen, welche Politik und Wirtschaft an sie richten.  
 
Genau und eben auch hier: Wir nehmen gerne Stellung, da es sich um eine Frage der 
Durchführung der Sozialwerke handelt.  
 
Typisch für die soziale Sicherheit der Schweiz ist, dass die Sozialwerke keine 
Rechtspersönlichkeit haben. Alle Sozialwerke agieren gegenüber der Wirtschaft und den 
Versicherten über die Versicherungsträger. Die Gründungsinstitutionen und Träger der 
dezentralen Durchführungsstellen der Verbände und der Kantone haben sich entschieden, 
mehrere Aufgaben in möglichst einer betrieblichen Einheit zusammenzufassen.  
 
Wir begrüssen es, dass der Bundesrat nun genau den gleichen Ansatz verfolgt: Statt drei 
Organe für die Fonds von AHV, IV und EO neu eine neue Anstalt des Bundes einrichtet. 
Konvergenz statt Divergenz auch auf Ebene des Bundes.  
 
 
2 Aufgabenverteilung klären  
 
Die bürgernahe, dezentrale föderalistische Durchführung in den Kantonen und Verbänden ist 
einer der grossen Erfolgsfaktoren für die hohe Akzeptanz der 1. Säule bei der Bevölkerung. So 
wie die dezentrale Durchführung gut klappt, sollte auch die zentralen Aufgaben gut organisiert 
sein. 
 
Der aktuelle Bericht der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) über vom 6. März 2015 über 
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die „Fachliche und finanzielle Aufsicht über die AHV“ zeigt uns aber, dass es auf Stufe der 
Bundesorgane, welche sich mit der 1. Säule befassen, grosse Probleme gibt. So stellt sie eine 
vielfältige Vermischung von Durchführung und Aufsicht fest. Die EFK rügt auch, dass heute die 
Selbständigkeit des Ausgleichsfonds beeinträchtigt wird. 
 
Es ist erfreulich, dass nun mit dem Ausgleichsfondsgesetz ein erster Schritt Richtung Klarheit 
bei der Aufgabenzuteilung und der Organisation im Bereich des Bundes gemacht wurde. Wir 
schlagen vor, dass der Bundesrat die Anliegen der EFK aufnimmt und die Aufsicht und die 
Durchführung konsequent trennt.  Die konsequente Trennung von Durchführung und Aufsicht 
bei allen Sozialversicherungen ist ein Gebot der Stunde.  
 
 
 
3 Inhalt der Vorlage 
 
Mit der Vorlage will der Bundesrat insbesondere: 

- eine öffentlich-rechtliche Anstalt zur Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV und 
EO mit eindeutiger Rechtsstellung errichten; 

- die Vertretungsprobleme beheben, wenn die Organe der Anstalt im Auftrag aller drei 
Ausgleichsfonds gegenüber Dritten tätig werden; 

- die finanziellen Trennung der drei Ausgleichsfonds beibehalten; 
- die Gesetzgebung modernisieren; 
- die Transparenz erhöhen; 
- die Anstaltsaufsicht regeln; 
- die Verantwortlichkeiten der Anstalt und der Zentralen Ausgleichsstelle (ZAS) betreffend 

Rechnungslegung eingrenzen; 
- der öffentlich-rechtlichen Anstalt im Rahmen des Bundespersonalgesetzes den 

personal- und vorsorgerechtlichen Arbeitgeberstatus verleihen; 
- die Anstalt, mit Ausnahme der Vermögensverwaltungsmandate, den Regeln des 

öffentlichen Beschaffungswesens unterstellen; 

- die Schuldenrückzahlung der IV an die AHV ab Ende der Zusatzfinanzierung, d.h. ab 

dem Jahr 2017 regeln. 
 
Wir unterstützen die Zielrichtungen dieser Vorschläge. Die heute bestehenden Mängel bei den 
Ausgleichsfonds werden damit behoben. Die Vorlage stärkt damit das System der 1. Säule.  
 
In der Folge machen wir folgende Vorschläge: 
 
 
31 Eine Anstalt - drei Fonds (Vermögen) 
 
Die Vorlage muss noch klarer aufzeigen, dass nur noch der Anstalt eine Rechtspersönlichkeit 
zukommt. Nur so erhält die Anstalt die erhoffte Handlungsfähigkeit auch im internationalen 
Geldgeschäft. Zugleich müssen die finanzielle Selbständigkeit der drei Fonds als getrennte 
Finanzvermögen sowie das Verbot der Quersubventionierung besser verankert werden.  
 
Deshalb muss auch bei der Rechnungslegung klar zwischen Anstalt und den drei Fonds 
unterschieden werden. 
 
 
32      Unabhängigkeit des Verwaltungsrates 
  
Das Präsidium und das Vizepräsidium des Verwaltungsrates müssen aus Governance-
Gründen unabhängig sein. Bei den übrigen Mitgliedern des Verwaltungsrates erachten wir das 
Repräsentationskriterium ‚Versicherte‘ als nicht sinnvoll und nicht zielführend, da die 
Versicherteneigenschaft jeder in der Schweiz wohnhaften oder beschäftigten Person zukommt.  
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33 Orientierung der Öffentlichkeit 
 
Die Anstalt muss selber über ihre Aufgaben (und dabei vor allem die erzielten Anlageresultate) 
berichte können. Die Verflechtung mit dem BSV ist gefährlich und unnötig. Auch in den 
Bereichen Suva, SNB oder Publica gibt und braucht es keine derartigen unklaren Normen.  
 
 
34 Organisationsreglement  
 
Wir regen an, im Bereich der verwaltungsinternen Organisation allzu detaillierte Normen im 
Gesetz wegzulassen und dafür auf das Organisationsreglement abzustellen.  
 
 
35  Revisionsstelle  
 
Wir unterstützen den Vorschlag vom 24. März 2015 der eidgenössischen AHV/IV-Kommission, 
dass nicht die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) das Revisionsorgan der Anstalt ist, 
sondern eine externe Revisionsstelle. Die EFK hat in ihrem aktuellen Bericht über die fachliche 
und finanzielle Aufsicht über die AHV vom 6. März 2015 (EFK-Bericht S. 29 unten) selber 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die EFK keine Revisorin von AHV-Organen (z.B. 
Zentrale Ausgleichsstelle, Eidgenössische Ausgleichskasse und Schweizerische 
Ausgleichskasse) sein sollte.  
 
Wir schlagen vor, dass der Verwaltungsrat des Fonds eine andere fachliche geeignete, 
verwaltungsexterne Revisionsstelle als gesetzliche Prüfstelle bestellt. Dieses Verfahren der 
Bestimmung einer verwaltungsexternen Revisionsstelle hat sich auch bei den Prüfungen der 
kantonalen Sozialversicherungsträger bestens gewährt. Das Bundesparlament hat sich auch 
bei anderen Gesetzgebungen (Krankenkassenaufsichtsgesetz, IV-Gesetz, usw.) dafür 
ausgesprochen, dass nicht die Fachaufsicht des Bundes die Revision tätigt, sondern 
besonders befähigte Revisionsstellen. Suva und Publica als grosse 
Sozialversicherungsanstalten des Bundes werden auch nicht von der EFK geprüft.  
 
 
36 Steuersituation 
 
Die umfassende Steuerbefreiung der Anstalt und ihr steuerrechtlicher Sitz könnten noch klarer 
formuliert sein.  
 
 
37 Initialisierung von Sonderprüfungen   
 
Aus Governance-Sicht ist es nicht sinnvoll, dass mehrere  Organe Sonderprüfungen verlangen 
können. Dies soll in Anbetracht der Bedeutung der Anstalt einzig dem Bundesrat vorbehalten 
sein. Mehrfachnennungen führen zu einer Vermischung der Aufgaben und Verwässerung der 
Verantwortungen. 
 
 
38 Beschaffungsrecht  
 
Die Anstalt sollte unsere Erachtens einzig für die ‚internen‘ Aufgaben der Infrastruktur- und 
Informatikbeschaffung dem öffentlichen Beschaffungsrecht unterstehen. Mit einer klaren 
Verankerung im Gesetz werden alle Fragen der Vermögensverwaltung ausgeschlossen.  
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39 Übergangsrecht  
 
Die Errichtung der Anstalt und die Eingliederung der Fonds sollten klarer geregelt werden. Die 
Transformation darf zu keinerlei Problemen führen.  
 
 

Wir danken Ihnen nochmals für die Gelegenheit zur Mitwirkung und grüssen Sie freundlich 
 
 
 
 
KONFERENZ DER KANTONALEN 
AUSGLEICHSKASSEN   

IV-STELLEN-KONFERENZ SCHWEIZERISCHE VEREINIGUNG 
DER 
VERBANDSAUSGLEICHSKASSEN    

 

 
 

Andreas Dummermuth, Präsident Jean-Philippe Ruegger, Präsident Stefan Abrecht, Präsident 

 

 

 

 
Geht auch als E-Mail an: valerie.werthmueller@bsv.admin.ch 
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Olten, 24.09.2015 
 
Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld AHV, Berufliche Vorsorge und Ergänzungsleistungen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 
 
 
Vernehmlassung Bundesgesetz über die Anstalt zur Verwaltung der 
Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO (Ausgleichsfondsgesetz)  
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Procap, der grösste gesamtschweizerische Selbsthilfe- und Mitgliederverband von 
und für Menschen mit Behinderung, erlaubt sich, zum obenerwähnten 
Gesetzesentwurf ebenfalls Stellung zu nehmen.  
 
Dass die Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO auf eine klare gesetzliche Grundlage 
gestellt werden sollen, unterstützt Procap. Auch die allgemeinen Bestimmungen zur 
Vermögensverwaltung sowie zur Organisation der neuen Anstalt begrüssen wir und 
verweisen dazu auf die generelle Anmerkung am Schluss des Schreibens. 
 
Dem Vorgehen bei der Rückzahlung der Schulden der IV gegenüber dem AHV-
Fonds, wie es in den Schlussbestimmungen in Art. 24. Abs. 1 vorgeschlagen wird, 
stimmt Procap zu.  
 

 Schuldzinsen der IV (Schlussbestimmungen, Art. 24 Abs. 2): 
Im vorgeschlagenen Art. 24 Abs. 2 wird festgehalten, dass der Bund die 
Schuldzinsen der IV an die AHV (entsprechend dem heute noch gültigen 
Bundesgesetz über die Sanierung der IV) bis Ende 2017 zu übernehmen hat, ab 
2018 dann aber nicht mehr. Procap ist klar der Meinung, dass die Schuldzinsen der 
IV auch nach 2017 bis zur vollständigen Tilgung durch den Bund zu übernehmen 
sind, zumal sich der jährliche Betrag fortlaufend reduziert. Es kann nicht sein, dass 
die Versicherten der IV alleine für die Schuldzinsen durch Leistungskürzungen 
aufzukommen haben. Der Bund trägt eine wesentliche Mitverantwortung für die 
negative Entwicklungen der IV-Finanzen während langer Jahre, in denen die IV zur 
Lösung arbeitsmarktlicher Probleme zweckentfremdet wurde. Dabei wurde es 
versäumt, rechtzeitig Gegensteuer zu geben. Es widerspricht dem 
Gerechtigkeitsempfinden, wenn in erster Linie die Versicherten mit Behinderungen 
mit reduzierten Leistungen die Last der Schuldensanierung tragen müssen. Dazu 
kommt, dass der Bund bei der Bestimmung der Höhe des Schuldzinses die 
Preissetzungsmacht hat. Daher ist es zumutbar, dass der Bund diese Schuldzinsen 
bis zur vollständigen Tilgung der Schuld weiter übernimmt.  



1 

 
Procap schlägt vor, den Zinssatz auf eine marktübliche Höhe festzulegen. Aufgrund 
der Laufzeit (bis 2028 gemäss neuesten IV-Finanzperspektiven) ist die Rendite der 
10-jährigen Bundesanleihe als Zinssatz einfach, marktgerecht und transparent. 
 
Deshalb stellt Procap den Antrag zu Art. 24 Abs. 2 wie folgt: 
 "In Abweichung von Artikel 78 IVG übernimmt der Bund bis zur vollständigen 
Entschuldung der IV den jährlichen Zinsaufwand auf dem IV-Verlustvortrag. Die 
Höhe des Zinssatzes entspricht der am 31. Dezember 2017 festgestellten Rendite 
auf 10-jährigen Bundesanleihen." 

  
Sollte dem Antrag auf Übernahme des Zinsaufwandes durch den Bund nach 2017 
nicht stattgegeben werden, stellt Procap den Antrag, in einem neuen Absatz 3 zu Art. 
24 die Höhe des Zinses wie beschrieben als Renditeerwartung von 10-jährigen 
Bundesanleihen zum Zeitpunkt 31. Dezember 2017 festzulegen.  
 
Zum Schluss eine generelle Anmerkung zum Vorgehen bei Kapitalanlagen: Procap 
befürwortet die von der Bundespensionskasse Publica lancierte und vom AHV-Fonds 
unterstütze Initiative für verantwortungsbewusste Kapitalanlagen sehr. Procap 
erwartet, dass auch die neue öffentlich-rechtliche Anstalt des Bundes, die zum 
Auftrag haben wird, die Ausgleichsfonds der AHV, der IV und der EO zu verwalten, 
auf verantwortungsbewusste Investments setzen wird. Eine Anlagepolitik, die neben 
den klassischen Kriterien wie Rentabilität, Liquidität und Sicherheit die 
Nachhaltigkeitsaspekte Soziales, Ökologisches und Ethisches miteinbezieht, zeugt 
von hohem Verantwortungsbewusstsein und Weitsicht, was auch wir bei Procap 
hochhalten.   
 
Als Mitglied von Integration Handicap verweist Procap im weiteren auf deren 
Vernehmlassungsantwort vom 24.08.2015. 
 
 
Freundliche Grüsse 
i.A. Marie-Thérèse Weber-Gobet 
 
Bereichsleiterin Sozialpolitik Procap Schweiz 
 
 
 
 

 
 



Schweizerischer Blindenbund 
Selbsthilfe blinder und sehbehinderter Menschen 

Zürich, 18.09.2015 GEMEINSAM NACH VORNE SEHEN. 

Geschäftsstelle 
Geschäftsstelle I Friedackerstrasse 8 I 8050 Zürich F r i e d a c k e r S t r a S S e 8 

Postfach 6663, 8050 Zürich 
Bundesamt für Sozialversicherungen jel. 044 317 90 00; Fax 044 317 90 01 
Geschäftsfeld AHV info@blind.ch; www.blind.ch 
Berufliche Vorsorge und Ergänzungsleistungen 
Effingerstrasse 20 
3003 Bern 

Vernehmlassung Ausgleichsfondsgesetz 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Blindenbund ist die Selbsthilfeorganisation für blinde und sehbehin­
derte Menschen. Das oberste Ziel gemäss Leitbild des Schweizerischen Blindenhundes 
ist es, sehbehinderten und blinden Menschen zu grösstmöglicher Selbständigkeit in so­
zialen, materiellen und kulturellen Belangen zu verhelfen. 

Zur Erreichung der Ziele - dazu gehört auch Prävention, Forschung und Berufsbildung -
wird rege mit ähnlich ausgerichteten Verbänden und Institutionen zusammengearbeitet 
und gemeinsam nach Lösungsansätzen der Probleme gesucht. 

Auch auf politischer Ebene, insbesondere in sozial- und verkehrspolitischen Fragen, 
vertritt der Schweizerische Blindenbund die behinderungsspezifischen Anliegen blinder 
und sehbehinderter Menschen. 

Am 05.06.2015 eröffneten Sie die Vernehmlassung zum Entwurf eines neuen Aus­
gleichsfondsgesetzes. Dazu eriauben wir uns, wie folgt Stellung zu nehmen: 

Dass die Ausgleichsfonds von AHV, EO und IV auf eine klare gesetzliche Grundlage 
gestellt werden sollen, unterstützt der Schweizerische Blindenbund. Auch die allgemei­
nen Bestimmungen zur Vermögensverwaltung und zur Organisation der neuen Anstalt 
begrüsst er. 

Dem Vorgehen bei der Rückzahlung der Schulden der IV gegenüber dem AHV-Fonds, 
wie es in den Schlussbestimmungen in Art. 24. Abs. 1 vorgeschlagen wird, stimmt der 
Schweizerische Blindenbund zu. 

Schuldzinsen der IV (Schlussbestimmungen, Art. 24 Abs. 2): 
Im vorgeschlagenen Art. 24 Abs. 2 wird festgehalten, dass der Bund die Schuldzinsen 
der IV an die AHV (entsprechend dem heute noch gültigen Bundesgesetz über die Sa­
nierung der IV) bis Ende 2017 zu übernehmen hat, ab 2018 dann aber nicht mehr. Der 
Schweizerische Blindenbund ist klar der Meinung, dass die Schuldzinsen der IV auch 
nach 2017 bis zur vollständigen Tilgung durch den Bund zu übernehmen sind, zumal 
sich der jähriiche Betrag fortlaufend reduziert. Es kann nicht sein, dass die Versicherten 
der IV alleine für die Schuldzinsen durch Leistungskürzungen aufzukommen haben. Der 

Unsere Beratungsstellen sind in: Aarau, Basel, Brig, Niederurnen, Schaffhausen, Thun, Winterthur, Zürich 
Postkonto: PC 80-11151-1, IBAN CH12 0900 OOOO 8001 1151 1 



Bund trägt eine wesentliche Mitverantwortung für die negative Entwicklungen der IV-
Finanzen während langer Jahre, in denen die IV zur Lösung arbeitsmarktlicher Proble­
me zweckentfremdet wurde. Dabei wurde es versäumt, rechtzeitig Gegensteuer zu ge­
ben. Es widerspricht dem Gerechtigkeitsempfinden, wenn in erster Linie die behinderten 
Versicherten mit reduzierten Leistungen die Last der Schuldensanierung tragen müssen. 
Dazu kommt, dass der Bund bei der Bestimmung der Höhe des Schuldzinses die Preis­
setzungsmacht hat Daher ist es zumutbar, dass der Bund diese Schuldzinsen bis zur 
vollständigen Tilgung der Schuld weiter übernimmt. 

Der Schweizerische Blindenbund schlägt vor, den Zinssatz auf eine marktübliche Höhe 
festzulegen. Aufgrund der Laufzeit (bis 2028 gemäss neuesten IV-Finanzperspektiven) 
ist die Rendite der 10-jährigen Bundesanleihe als Zinssatz einfach, marktgerecht und 
transparent. 

Deshalb stellt der Schweizerische Blindenbund den Antrag zu Art. 24 Abs. 2 wie folgt: 

"In Abweichung von Artikel 78 IVG übernimmt der Bund bis zur vollständi­
gen Entschuldung der IV den jähriichen Zinsaufwand auf dem IV-
Veriustvortrag. Die Höhe des Zinssatzes entspricht der am 31. Dezember 
2017 festgestellten Rendite auf 10-jährigen Bundesanleihen." 

Sollte dem Antrag auf Übernahme des Zinsaufwandes durch den Bund nach 2017 nicht 
stattgegeben werden, stellt der Schweizerische Blindenbund den Antrag, in einem neu­
en Absatz 3 zu Art. 24 die Höhe des Zinses wie beschrieben als Renditeenwartung von 
10-jährigen Bundesanleihen zum Zeitpunkt 31. Dezember 2017 festzulegen. 
Als Mitglied von Integration Handicap venweist der Schweizerische Blindenbund im Wei­
teren auf deren Vernehmlassungsantwort vom 24.08.2015. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerische Blindenbund 
Geschäftsstelle 

CM 

Dr. Rose-Marie Lüthi Kreibich Jvano Del Degan 
Co-Präsidentin Geschäftsführer 

Beilage: 
- Vernehmlassungsantwort von Integration Handicap vom 24.08.2015 
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Geschäftsfeld AHV, Berufliche Vorsorge und Ergänzungsleis­
tungen 
Effingerstrasse 20 
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Schweiz 
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des organisations 

B e r n , 2 4 . 8 . 2 0 1 5 de personnes handicapées 

Mijhlemattstrasse 14a 
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Tel 031 370 0 8 30 
Fax 031 370 0 8 51 

Vernehmlassung Ausgleichsfondsgesetz 
info@integrationhandicap.ch 
www.integrationhandicap.ch 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Rundschreiben vom 5.6.2015 haben Sie uns den Entwurf für ein neues 
Ausgleichsfondsgesetz im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens zuge­
stellt. Integration Handicap nimmt als Dachverband der Behindertenorganisa­
tionen gerne wie folgt Stellung: 

Allgemeine Bemerkungen: 
Mit dem vorgesehenen Gesetz soll eine im Handelsregister eingetragene 
öffentlich-rechtliche Anstalt errichtet werden, welche die Ausgleichsfonds der 
AHV, IV und EO verwaltet. Dieses Ziel kann Integration Handicap grundsätz­
lich unterstützen. Auch die allgemeinen Bestimmungen zur Vermögensver­
waltung und zur Organisation der neuen Anstalt werden unterstützt. Den für 
die Anstalt vorgesehenen Namen „Compenswiss" erachten wir allerdings als 
nicht sehr überzeugend und regen an, Alternativen ohne Anglizismen zu prü­
fen. 

Haftung (Art. 5): 
In Art. 5 des Gesetzesentwurfs wird festgehalten, dass die neue Anstalt für 
Verbindlichkeiten mit „ihrem Gesamtvermögen" haftet. Aus den Eriäuterun­
gen geht demgegenüber hervor, dass sich die Haftung auf die „Gesamtheit 
der Aktiven der drei Ausgleichsfonds" sowie ein allfälliges Betriebskapital der 
Anstalt beschränkt. Da die Vermögen der drei Ausgleichsfonds nicht als 



Vermögen der Anstalt gelten können, sondern dieser nur zur Verwaltung 
überiassen werden, erweist sich die Formulierung von Art. 5 als unpräzis. Wir 
beantragen deshalb folgende Formulierung: 

„Die Anstalt haftet für Verbindlichkeiten mit den Aktiven der drei Ausgleichs­
fonds sowie ihrem Betriebskapital". 

Schulden des IV-Ausgleichsfonds gegenüber dem AHV-Ausgleichs-
fonds (Schlussbestimmungen / Art. 24 Abs. 1): 
Integration Handicap unterstützt die vorgeschlagene Regelung zur sukzessi­
ven Rückzahlung der IV-Schulden an den AHV-Ausgleichsfonds. Art. 24 
Abs. 1 entspricht der Fassung, die dem Pariament bereits im Rahmen des 
zweiten Massnahmenpakets zur 6. IVG-Revision unterbreitet worden war 
und von beiden Räten deutlich unterstützt worden ist. Die raschestmögliche 
Verankerung einer klaren Regelung zur Schuldenrückerstattung über die Zeit 
der Zusatzfinanzierung hinaus schafft das nötige Vertrauen in die Schulden­
sanierung der IV, ohne die Liquidität der IV in Frage zu stellen. 

Übernahme der Schuldzinsen der IV (Schlussbestimmungen / Art. 24 
Abs. 2): 
Im vorgeschlagenen Art. 24 Abs. 2 wird festgehalten, dass der Bund die 
Schuldzinsen der IV an die AHV (entsprechend dem heute noch gültigen 
Bundesgesetz über die Sanierung der IV) bis Ende 2017 zu übernehmen hat, 
ab 2018 dann aber nicht mehr. Integration Handicap ist demgegenüber der 
Auffassung, dass der Bund die Schuldzinsen bis zur definitiven Tilgung der 
IV-Schuld übernehmen soll. Gemäss Hochrechnungen des BSV dauert dies 
bis ca. 2028, wobei sich der Betrag von Jahr zu Jahr reduzieren wird. Für die 
Schuldzinszahlung durch den Bund spricht, dass er eine wesentliche Mitver­
antwortung dafür trägt, dass die IV als eidgenössische Versicherung wäh­
rend Jahren derart in Schieflage geraten ist. Die gebotenen Gegenmass-
nahmen sind nicht rechtzeitig geplant und in den politischen Prozess einge­
speist worden. Es widerspricht dem Gerechtigkeitsempfinden, wenn in erster 
Linie die behinderten Versicherten mit reduzierten Leistungen die Last der 
Schuldensanierung tragen müssen. 

Es trifft zwar zu, dass der ordentliche Bundesbeitrag an die IV, nachdem er in 
den Jahren 2012 und 2013 gesunken ist, seit 2014 wieder steigt, indem er 
der abdiskontierten Veränderungsrate der MehnA/ertsteuereinnahmen ange­
passt wird. In absoluten Zahlen hat sich der Bundesbeitrag dadurch aber seit 



2011 praktisch kaum erhöht, sodass sich einzig durch die Übernahme der 
Schuldzinsen ein substantieller Beitrag mit spürbarer Mehrbelastung ergeben 
hat. Es ist zumutbar, dass der Bund diese Schuldzinsen bis zur endgültigen 
Tilgung der Schuld weiter übernimmt. Der Zinssatz ist dabei auf einer markt­
üblichen Höhe festzulegen. Dabei könnte von der Rendite von 10-jährigen 
Bundesanleihen ausgegangen werden. Die aktualisierten Finanzperspektiven 
der IV zeigen, dass die Schulden bis 2028 getilgt sein werden. Betrachtet 
man die Schulden aus der Sicht der AHV, können sie als Anleihe des Alters­
werks an den Bund verstanden werden. Entsprechend könnte der Zins als 
Renditeenwartung einer in casu 11jährigen Bundesanleihe festgelegt werden. 
Unser Antrag zu Art. 24 Abs. 2 lautet deshalb wie folgt: 

„In Abweichung von Artikel 78 IVG übernimmt der Bund bis zur vollständigen 
Entschuldung der IV den jährlichen Zinsaufwand auf dem IV-Veriustvortrag. 
Die Höhe des Zinssatzes entspricht der am 31. Dezember 2017 festgestell­
ten Rendite auf 10-jähhgen Bundesanleihen. " 

Sollte dem Antrag auf Übernahme des Zinsaufwandes durch den Bund nach 
2017 nicht stattgegeben werden, stellen wir den Antrag, in einem neuen Ab­
satz 3 zu Art. 24 die Höhe des Zinses wie beschrieben als Renditeerwartung 
von 10-jährigen Bundesanleihen zum Zeitpunkt 31. Dezember 2017 festzule­
gen. 

Mit freundlichen Grüssen 
INTEGRATION HANDICAP 

Julien Jaeckle, Geschäftsleiter 



1 

 

 

 
         Ittigen, 25.9.2015 
Worblentalstrasse 32, 3063 Ittigen / Bern 
Tel. 031 924 11 00 
E-Mail: info@ssr-csa.ch 

 

 
An das  
Bundesamt für Sozialversicherungen 
Geschäftsfeld AHV, Berufliche Vorsorge und Ergänzungsleistungen (ABEL) 
Effingerstr. 20  
3003 Bern 
 
 
per Mail an: Valerie.Werthmueller@bsv.admin.ch 
                    (je in Word und PDF) 
 
 
 

Stellungnahme des Schweizerischen Seniorenrates (SSR) zur 
Vernehmlassungsvorlage über das „Bundesgesetz über die Anstalt zur Verwaltung 
der Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO (Ausgleichsfondsgesetz)“  

 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat  Berset 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Schweizerische Seniorenrat (SSR) hat leider keine Einladung erhalten, zur  
Vernehmlassungsvorlage zum „Bundesgesetz über die Anstalt zur Verwaltung der 
Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO (Ausgleichsfondsgesetz)“ Stellung zu nehmen. 
Als von der Materie ebenfalls betroffene Organisation erlauben wir uns, hiermit unsere 
Meinung zu äussern. 
 
  

Einleitung 
 
Aktuell sind die Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO je eigenständig und stehen unter 
gemeinsamer Verwaltung. Bilanzen und Erfolgsrechnungen werden je getrennt geführt, 
Anlagen und flüssige Mittel werden jedoch gemeinsam verwaltet.  
Als Gesamtorganisation – AHV, IV und EO zusammen - fehlt dieser aber eine eigene 
Rechtspersönlichkeit, was bei der Anlagetätigkeit, insbesondere auf dem internationalen 
Finanzmarkt, zu Schwierigkeiten führt 
 
Inskünftig soll eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eindeutiger Rechtsstellung errichtet 
werden,  welche die Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO verwaltet.  Durch die neue 
Rechtsform und den Handelsregistereintrag können deren Vertragspartner ihr Gegenüber 
somit eindeutig identifizieren.   
Die öffentlich-rechtliche Anstalt erlangt auch den personal- und vorsorgerechtlichen 
Arbeitgeberstatus im Rahmen des Bundespersonalgesetzes. 
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Ad  Bundesgesetz über die Anstalt zur Verwaltung des Ausgleichsfonds von 

        AHV, IV und EO (Ausgleichsfondsgesetz) 

 
Der SSR begrüsst die Zusammenfassung der Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV 
und EO in eine Gesamtorganisation, in eine öffentlich-rechtliche Anstalt. 
Durch die neue Rechtsform und den Handelsregistereintrag können deren Vertragspartner 
ihr Gegenüber inskünftig eindeutig identifizieren.   
 
Der SSR ist einverstanden, dass „compenswiss“ – welche derzeit die drei bisher eigen-
ständigen Anlagefonds verwaltet – die neue Funktion als öffentlich-rechtliche Anstalt 
übernimmt. 
 
Der SSR begrüsst, dass der Anstalt viel Spielraum gewährt wird, um sich in den 
Finanzmärkten zu bewegen. Dabei hat die Anstalt die Auflage, das Fondsvermögen 
marktgerecht und sicher anzulegen und stets für eine ausreichende Liquidität zu sorgen. 
Hinzu kommen die Aufsichts- und Kontrollmöglichkeit durch den Bundesrat und die 
umfassende Kompetenz der Revisionsstelle. 
 
Der SSR stimmt zu, dass jeweils das Gesamtvermögen der drei Ausgleichsfonds haftet und 
die Belastung intern im Verhältnis zu deren wirtschaftlichen Quote am betreffenden 
Rechtsgeschäft erfolgt.  
Im Gesetz fehlt die Regelung über eine Haftpflicht der Verantwortungsträger. 
 
Gemäss Entwurf soll die Anstalt aus elf Verwaltungsräten bestehen –  zusammengesetzt aus 
Versicherten, Wirtschafts-, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden und Bund. Wählbar 
müssen aber auch Rentenbeziehende sein. Diese sollten anstelle der „Versicherten“ ins 
Gesetz aufgenommen werden.  
Bei den Wahlvorschlägen sollte die Eidg. AHV/IV- Kommission mitwirken können.  
Der SSR begrüsst die Offenlegungspflicht von Interessenbindungen sowie die Kompetenz 
des Bundesrates, ein Mitglied aus wichtigen Gründen „jederzeit“ abberufen zu können.  
 
Der SSR begrüsst die vorgesehene volle Transparenz. Sei es im Verwaltungsrat intern und 
der Geschäftsleitung  gegenüber  dem Verwaltungsrat, oder sei es durch die Aufsichts- und 
Kontrollkompetenz des Bundesrates. Der Bericht der Revisionsstelle sollte nebst 
Verwaltungsrat und Bundesrat auch der Eidg. AHV/IV-Kommission zur Kenntnis gebracht 
werden. 
 
Dass wie vorgesehen eine Quersubventionierung der drei Anlagefonds verboten ist, hält der 
SSR für besonders wichtig. Als schlechtes Beispiel sollte in Erinnerung bleiben,  dass 
seinerzeit bei der Trennung des gemeinsamen AHV/IV-Fonds der Invalidenversicherung      
5 Mia Franken à fonds perdu überlassen und ein Kredit aus AHV-Geldern in zweistelliger 
Milliardenhöhe mitgegeben wurde. Der vorgesehene Rückzahlungsmodus ist realistisch. Die 
AHV ist auf die Rückzahlung des Darlehens angewiesen, ebenso auf eine angemessene 
Verzinsung bis zur vollständigen Tilgung der Schulden. 
 
Der SSR begrüsst das vorgesehene Procedere beim Übergang der Arbeitsverhältnisse auf 
die Anstalt. Sowohl die Bedürfnisse des Personals als auch der Anstalt werden angemessen 
berücksichtigt. Der SSR hält die Anwendung des Bundespersonalgesetzes für 
Geschäftsleitung und Personal für richtig, ebenso die Unterstellung in die Pensionskasse 
Publica. 
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Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen  
 
Ausgleichsfondsgesetz 
 
Ad Art. 1 Rechtsform und Sitz 
Zustimmung: Der SSR begrüsst, dass die bisher eigenständigen Ausgleichsfonds von AHV, 
IV und EO inskünftig in einer öffentlich-rechtlichen Anstalt zusammengefasst werden. 
Durch den Eintrag im Handelsregister unter dem Namen „compenswiss“ besteht für deren 
Vertragspartner im In- und Ausland  inskünftig Klarheit, mit wem sie es zu tun haben.  
 
Ad Art. 2 Aufgabe 
Zustimmung: Dass die Anstalt  die Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO gemeinsam 
verwaltet, ist Sinn und Zweck der Schaffung dieser öffentlich-rechtlichen Anstalt. Die 
Beschränkung ihrer Tätigkeit auf diese Aufgaben, ohne zusätzliche übernehmen zu müssen, 
ist zu begrüssen.  
 
Ad Art. 3  Vermögensverwaltung 
Zustimmung: Diese Bestimmung verpflichtet die Anstalt die drei Ausgleichsfonds gemeinsam 
zu bewirtschaften und dabei das Vermögen – dem jeweiligen Anlage- und Risikoprofil 
entsprechend - marktkonform und sicher anzulegen. Besonders wichtig ist auch die Aufgabe, 
ständig liquid zu sein, um die gesetzlichen Leistungen zu erbringen. 
 
Ad Art. 4 Rechtsgeschäfte 
Zustimmung: Der Anstalt wird umfassender Spielraum gewährt, um sich in den 
Finanzmärkten bewegen zu können. Die Aufsichts- und Kontrollmöglichkeiten des 
Bundesrates müssen allerdings gewährleistet bleiben. 
 
Ad Art. 5 Haftung 
Zustimmung: Der SSR stimmt zu, dass jeweils das Gesamtvermögen der drei Ausgleichs-
fonds haftet und die Belastung intern im Verhältnis zu deren wirtschaftlichen Quote am 
betreffenden Rechtsgeschäft erfolgt.  
Im Gesetz fehlt jedoch die Regelung über eine Haftpflicht  der Verantwortungsträger. 
 
Ad Art. 6 Organe 
Zustimmung: Die klare und verbindliche Trennung von strategischer und operativer Tätigkeit 
wird begrüsst. 
 
 
Ad Art. 7 Verwaltungsrat 
Zustimmung: Die überschaubare Grösse von elf Verwaltungsratsmitgliedern wird begrüsst, 
ebenso die konsequente Offenlegung ihrer Interessenbindungen sowie die Kompetenz des 
Bundesrates, ein Mitglied aus wichtigen Gründen „jederzeit“ abwählen zu können.  
Antrag: 

 In den Verwaltungsrat der Anstalt müssen auch Rentenbeziehende wählbar sein. 
Diese sind anstelle der genannten „Versicherten“ in das Gesetz aufzunehmen.  

 Bei den Wahlvorschlägen für den Verwaltungsrat sollte die Eidg. AHV/IV- 
Kommission mitwirken können.  

 
Ad Art. 8 Aufgaben des Verwaltungsrates 
Zustimmung: Die Liste mit den Aufgaben des Verwaltungsrates ist realistisch. 
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Ad Art. 9 Verfahren im Verwaltungsrat 
Zustimmung: Die Möglichkeit, wie vorgesehen auch die elektronischen Kommunikations-
mittel einsetzen zu dürfen, erlaubt ein rasches Handeln in dringenden Fällen.  
 
Ad  Art. 10 Recht des Verwaltungsrates auf Auskunft und Einsicht 
Zustimmung: Der SSR begrüsst die vorgesehene volle Transparenz  im Verwaltungsrat und 
der Geschäftsleitung  gegenüber  dem Verwaltungsrat. 
 
Ad  Art. 11  Geschäftsleitung 
Zustimmung: Die Liste mit den Aufgaben der Geschäftsleitung  ist realistisch. Die subsidiäre 
Generalklausel (lit. h) erlaubt der Geschäftsleitung in Bereichen mit unklarer Zuständigkeit 
kompetent und ohne Zeitverlust zu handeln.   
 
Ad  Art. 12 Revisionsstelle 
Zustimmung: Der SSR begrüsst die vorgesehene umfassende Überprüfung, incl. der Kosten 
externer Vermögensverwalter. 
Antrag:  Der Bericht der Revisionsstelle sollte nebst Verwaltungsrat und Bundesrat auch der 
Eidg. AHV/IV-Kommission zur Kenntnis gebracht werden. 
 
Ad Art. 13 Anstellungsverhältnisse 
Zustimmung: Dass die Geschäftsleitung und das übrige Personal dem Bundespersonal-
gesetz (BPG) unterstellt werden, ist folgerichtig. Dass die vom Verwaltungsrat zu 
erlassenden Personalverordnung dem Bundesrat  zur Genehmigung unterbreitet werden 
muss, wird begrüsst. 
 
Ad  Art. 14 Vorsorgeeinrichtung 
Zustimmung: Dass die Anstalt aufgrund ihrer geringen Grösse kein eigenes Vorsorgewerk 
gründen und deshalb der PUBLICA angeschlossen werden soll, ist nachvollziehbar.  
 
 
Ad  Art. 15 Rechnungslegung 
Zustimmung: Die Rechnungslegung erfolgt nach den Grundsätzen des Bundesgesetzes über 
den eidg. Finanzhaushalt , wobei der Bundesrat allenfalls zusätzliche Vorschriften erlassen 
könnte. 
 
Ad  Art. 16 Rechnungsführung 
Zustimmung: Während die zentrale Ausgleichsstelle für die operative Durchführung  und der 
Rechnungsführung von  AHV, IV und EO verantwortlich ist, obliegt der Anstalt die 
Rechnungsführung der Vermögensbewirtschaftung der drei Sozialversicherungen und der 
damit verbundenen Betriebs- und Verwaltungskosten.  
Die Ergebnisse der Finanzgeschäfte weist sie den einzelnen Anlagefonds entsprechend ihrer  
Quote am jeweiligen Rechtsgeschäft zu. 
Dass wie vorgesehen eine Quersubventionierung der drei Anlagefonds verboten ist, hält der 
SSR für besonders wichtig. Als schlechtes Beispiel sollte in Erinnerung bleiben,  dass 
seinerzeit bei der Trennung des gemeinsamen AHV/IV-Fonds der  Invalidenversicherung     
5 Mia Franken à fonds perdu überlassen und ein Kredit aus AHV-Geldern in zweistelliger 
Milliardenhöhe mitgegeben wurden, dessen Rückzahlung heute Mühe bereitet. 
 
Ad  Art. 17 Betriebs- und Verwaltungskosten 
Zustimmung: Der SSR stimmt dem vorgeschlagen Schlüssel für die Verteilung der Betriebs- 
und Verwaltungskosten zu. 
 
Ad Art. 18 Geschäftsbericht 
Zustimmung: Der SSR stimmt den Anforderungen an den jährlichen Geschäftsbericht zu. 
Ad  Art. 19 Steuern 
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Zustimmung: Der SSR stimmt der Befreiung der Anstalt von direkten sowie Erbschafts- und 
Schenkungssteuern  auf der Ebene Bund, Kanton und Gemeinde zu. 
 
 
Ad  Art. 20 Aufsicht 
Zustimmung: Der SSR stimmt einer umfassenden Aufsicht des Bundesrates über die Anstalt 
zu, insbesondere auch den vorgesehenen Voraussetzungen, welche eine Aufsicht  erst 
ermöglichen.  
 
Ad  Art. 21  Errichtung der Anstalt 
Zustimmung: Der SSR hält das vorgesehene Procedere für die Überführung der drei 
Ausgleichsfonds in die Anstalt für korrekt und zweckmässig.  
 
Ad  Art. 22 Übergang der Arbeitsverhältnisse 
Zustimmung: Der SSR begrüsst das vorgesehene Procedere beim Übergang der 
Arbeitsverhältnisse auf die Anstalt. Sowohl den Bedürfnissen des Personals als auch der 
Anstalt wird Rechnung getragen. 
 
Ad  Art. 23 Zuständige Arbeitgeberin 
Zustimmung: Die Arbeitgeber-Rolle der Anstalt ist klar definiert. 
 
Ad  Art. 24 Schulden des IV-Ausgleichsfonds gegenüber dem AHV-Ausgleichsfonds 
Zustimmung: Der vorgesehene Rückzahlungsmodus ist realistisch. Die AHV ist auf eine 
Rückzahlung des Darlehens angewiesen, ebenso auf eine angemessene Verzinsung bis zur 
vollständigen Tilgung der Schulden.  

 
 
Bemerkungen zur Aufhebung und Änderung anderer Erlasse 
 
Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) 
Zustimmung:  keine weiteren Bemerkungen 
 
Bundespersonalgesetz (BPG) 
Zustimmung: Die Auflistung der Aufgaben der Personaladministration enthält die 
wesentlichen Punkte. Die Balance zwischen einer effizienten Aufgabenerledigung und den 
Datenschutzbestimmungen wird gefunden. 
 
Verwaltungsgerichtsgesetz  
Zustimmung: Zum Rechtsschutz eines abberufenen Verwaltungsratsmitglied ist diese 
Ergänzung nötig. 
 
Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
Zustimmung: keine weiteren Bemerkungen  
 
Bundesgesetz über die Sanierung der Invalidenversicherung 
Zustimmung: mit Verweis auf obige Bemerkungen unter Art. 24. 
 
Erwerbsersatzgesetz 
Zustimmung: keine weiteren Bemerkungen 
 
 
 
 
 
Schlussbemerkungen 
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Wir hoffen, Ihnen mit diesen Angaben dienen zu können und stehen Ihnen gerne für Fragen 
zur Verfügung. Wenden Sie sich bitte direkt an den Präsidenten unserer Kommission 
„Soziale Sicherheit“, Herrn RA Josef Bühler, Schweizerischer Seniorenrat, Worblental-
strasse 32, 3062 Ittigen / Bern. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

Schweizerischer Seniorenrat 

  
Karl Vögeli Michel Pillonel 
Co-Präsident Co-Präsident 

 
 
 
Geht an: 
- Vasos 
- SVS 
 
z.K. an:  
- Pro Senectute 
- Pro Infirmis 
- Vorsorgeforum 2. Säule,  
- Schweizer Personalvorsorge 
- Vorsorgeforum 2. Säule 
- ASIP 
- etc. 
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